
zelfall ist nach den gegebenen Umständen individuell 
zu entscheiden. In Zukunft dürfte die Lösung des Pro­
blems immer einfacher werden, weil durch die fort­
schreitende günstige wirtschaftliche Entwicklung der 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und 
die laufend verbesserte Produktions- und Finanzpla­
nung die vorgesehenen Einkünfte immer mehr mit den 
tatsächlichen übereinstimmen. Das zeigt sich auch bei 
der LPG Wu., die die Arbeitseinheit in den Jahren 
1965 und 1966 jeweils auf 17,90 MDN plante und diesen 
Wert auch an die Mitglieder auszahlte.
Diese Ausführungen betreffen den meist gegebenen 
Fall, daß der Unterhaltsverpflichtete seine bisherige 
Arbeitsstelle auch in Zukunft beibehält. Wenn er jedoch 
wie in diesem Verfahren im Zeitpunkt der Entschei­
dung ein anderes Arbeitsrechtsverhältnis aufgenommen 
hat oder Mitglied einer anderen Genossenschaft gewor­
den ist, können in der Regel nur die sich aus dem neuen 
Arbeitsverhältnis ergebenden Umstände für die Unter­
haltsfestsetzung Berücksichtigung finden, es sei denn, 
daß Unterhalt für einen Zeitraum mit erfaßt wird, in 
dem der Verpflichtete noch in der vorherigen Arbeits­
stelle tätig war. Das ergibt sich aus dem bereits ange­
führten Prinzip, daß nach Möglichkeit die Unterhalts­
höhe den wirtschaftlichen Verhältnissen des Verpflich­
teten entsprechen soll, die im Zeitpunkt der Fälligkeit 
vorliegen.
Der Sonderfall, daß der Verpflichtete den Arbeitsplatz 
wechselt, um durch geringeres Einkommen den Berech­
tigten zu benachteiligen (Richtlinie Nr. 18. Abschn. I 
Abs. 3), in dem dann das frühere Einkommen maß­
gebend ist, liegt in dieser Sache nicht vor.
Der Kläger wurde ab Rechtskraft der Scheidung zur 
Unterhaltszahlung verurteilt. Die Rechtskraft ist nur 
wenige Tage vor seinem Übertritt in eine andere LPG 
eingetreten. Zutreffend wird daher im Kassationsan­
trag darauf hingewiesen, daß die Einkünfte des Klägers 
im Jahre 1966 bei der LPG Wu. keinen maßgeblichen 
Einfluß auf die Unterhaltshöhe mehr haben können. 
Es war vielmehr die Vergütung in der LPG Wö. zur 
Unterhaltsbemessung heranzuziehen. Da es sich um 
künftige Bezüge aus genossenschaftlicher Arbeit in der 
Landwirtschaft und unter Umständen auch aus der per­
sönlichen Hauswirtschaft handelt, sind besonders sorg­
fältige Untersuchungen notwendig. Die bisherigen An­
gaben dieser LPG sind dazu nicht ausreichend. Es ist 
noch zu prüfen, ob in der Zwischenzeit der Produktions­
und Finanzplan bestätigt wurde. Weiter sollte durch 
Vernehmung eines Vorstandsmitgliedes erörtert wer­
den, ob der Kläger, der ein erfahrener Genossenschafts­
bauer ist, mehr Arbeitseinheiten als Viehpfleger er­
reichen kann, als im Durchschnitt angegeben worden 
sind. Auch ist noch zu klären, ob er bereits Einkünfte 
aus einer neuen persönlichen Hauswirtschaft hat oder 
ob solche in absehbarer Zeit zu erwarten sind. Da er 
nunmehr bereits einige Monate in Wö. tätig ist, werden 
sich auch hieraus gewisse Schlußfolgerungen zur Fest­
stellung seines künftigen Einkommens ergeben.

Es ist demnach nicht möglich, die Einkünfte des Klä­
gers aus dem Jahre 1966 zur Grundlage der Unterhalts­
entscheidung zu machen. Die Kinder werden hierdurch 
schon deshalb nicht benachteiligt, weil sich ihr Unter­
halt bis Februar 1967 nach diesen Einnahmen gestaltet 
hat. Sofern sich zu gegebener Zeit heraussteilen sollte, 
daß das Einkommen des Klägers ab März 1967 bei der 
Festsetzung des Unterhalts zu niedrig angenommen 
worden ist, besteht im Hinblick auf § 22 FGB (Abände­
rung des vereinbarten oder gerichtlich festgelegten Un­
terhalts) die Möglichkeit, gegebenenfalls auch rückwir­
kend durch außergerichtliche Vereinbarung der Parteien 
oder notfalls durch gerichtliches Verfahren eine Korrek­
tur herbeizuführen.

§1711 BGB; §1 EGFGB; §§25, 2 FVerfO; §21 Abs. 2 
FGB.
1. Auf Unterhaltsansprüche außerehelich geborener 
Kinder sind für die Zeit bis zum Inkrafttreten des FGB 
die Bestimmungen des BGB unter Beachtung der dazu 
entwickelten Rechtsprechung des Obersten Gerichts an­
zuwenden.
2. Das Gericht hat die Pflicht, die Begründetheit des 
Unterhaltsanspruchs des außerehelich geborenen Kin­
des gegenüber seinem Vater hinsichtlich der zeitlichen 
Dauer, insbesondere des Beginns, zu prüfen. Es hat u. U. 
auch zu ermitteln, ob in der Vergangenheit ein Dritter 
an Stelle des Verpflichteten Unterhaltsleistungen er­
bracht hat und in welchem Zeitraum und Umfang das 
geschehen ist.
Hat die auf Unterhalt des Kindes klagende Mutter an 
Stelle des Unterhaltsverpflichteten für das Kind Lei­
stungen erbracht, so kann im allgemeinen davon abge­
sehen werden, den Umfang dieser Leistungen im ein­
zelnen zu prüfen.
3. Aus § 21 Abs. 2 FGB folgt, daß das Kind in dem Um­
fange, in dem ein Dritter zur Befriedigung seiner Be­
dürfnisse beigetragen hat und der Anspruch des Kindes 
kraft Gesetzes auf diesen übergegangen ist, nicht von 
seinem Vater Unterhalt beanspruchen kann.
Dem Forderungsübergang nach § 21 Abs. 2 steht nicht 
entgegen, daß der jetzige Berechtigte auf Grund eigener 
gesetzlicher, jedoch inzwischen nicht mehr bestehender 
Unterhaltspflichten geleistet hat.
4. Sind die Leistungen des Dritten im Rahmen der Fa­
milienaufwendungen erfolgt, so ist es zulässig, den Um­
fang seiner Leistungen unter Heranziehung der Richt­
linie Nr. 18 des Obersten Gerichts zu schätzen.
OG, Urt. vom 6. Juli 1967 - 1 ZzF 13 67.

Die Klägerin hat nach Scheidung ihrer Ehe am 23. April
1965 das Kind Jens B. geboren. Mit Urteil vom 12. April
1966 hat das Kreisgericht festgestellt, daß der geschie­
dene Ehemann der Klägerin nicht der Vater des Kindes 
ist.
In dem folgenden Verfahren zur Feststellung der Vater­
schaft und Zahlung von Unterhalt wurde der Verklagte 
als Vater des Kindes festgestellt und verpflichtet, vom 
23. April 1965 bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres 
des Kindes einen monatlichen Unterhalt von 80 MDN 
(danach bis zur wirtschaftlichen Selbständigkeit von 
95 MDN) zu zahlen.
Auf die Berufung des Verklagten hat das Bezirksgericht 
den Beginn der Unterhaltsverpflichtung auf den 7. Juni 
1966 bestimmt und im übrigen die Berufung zurückge­
wiesen.
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, soweit das Be­
zirksgericht die Unterhaltsklage für die Zeit vor dem
7. Juni 1966 abgewiesen hat. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n ;
Das Bezirksgericht hat in seinem Urteil nicht dargelegt, 
aus welchen Gründen und auf welcher Rechtsgrundlage 
es den Unterhaltsanspruch der Klägerin für die Zeit 
vom 23. April 1965 bis 7. Juni 1966 nicht für berechtigt 
erachtete. Es hat damit die sich aus § 313 Abs. 1 Ziff. 4 
ZPO ergebende Verpflichtung des Gerichts unbeachtet 
gelassen, die für die Entscheidung maßgeblichen Gründe 
im Urteil anzuführen.
Das Bezirksgericht hat zunächst unbeachtet gelassen, 
daß für einen Teil des für die Vergangenheit geforder­
ten Unterhalts nicht die Bestimmungen des FGB, son­
dern des BGB anzuwenden waren. Da das FGB erst am 
1. April 1966 in Kraft trat, sind für die Entscheidung 
über Unterhaltsansprüche außerehelich geborener Kin­
der, die sich auf die Zeit vor dem 1. April 1966 erstrei­
ken, die §§ 1708 ff. BGB in Verbindung mit § 17
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